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ATEMPAUSEN

Die Erfahrung europapolitischer Krisen kann zur Routine werden. Immer wie-
der erlebt es die Europäische Gemeinschaft, wie kleine Zeichen des Fort-
schritts und der Hoffnung im harten Dissens widerstreitender Interessen zerrie-
ben werden. Krisen-Routine kann hier allerdings auch hilfreich sein, denn sie
relativiert die Schattenseiten von Mißerfolgen und Rückschlägen. Alles schon
einmal dagewesen — mag der erfahrene Europapolitiker seufzen und sich ein
weiteres Mal dem Krisenmanagement zuwenden.

Vor diesem Hintergrund hielt sich auch die Enttäuschung über das totale
Scheitern der Athener Gipfelkonferenz im Dezember 1983 in Grenzen. Selten
hat sich ein Jahreswechsel in der Europapolitik unter solch düsteren Vorzei-
chen vollzogen. Dabei war alles zunächst klug arrangiert gewesen: Man hatte
beim Stuttgarter Gipfel (17. — 19. Juni 1983) kunstvoll ein Paket aus den wich-
tigen, anstehenden Strukturfragen geschnürt1 — die künftige Finanzierung mit
Blick auf die Erhöhung der Einnahmen, die strengere Haushaltsdisziplin und
den Zahlungsausgleich für England, die Reform des Agrarmarktes, die Erwei-
terung der Europäischen Gemeinschaft durch den Beitritt von Spanien und
Portugal, die Entwicklung neuer Gemeinschaftspolitiken. Mit dem Rückgriff
auf solche Paket-Lösungen knüpfte die Gemeinschaft an das Erfolgsrezept
früherer Jahrzehnte wieder an. Der neue europäische Reformhorizont ver-
dunkelte sich jedoch bereits im Vorfeld des Athener Gipfels, wo dann die
inzwischen möglicherweise wieder vorhandenen europäischen Träume zer-
platzten wie Seifenblasen. Das Paket von Stuttgart lag auf dem Scherbenhaufen
von Athen2.

Was tun? Wer gedacht hätte, nach einem solchen Desaster würden die ei-
gentlichen supranationalen Instanzen der Europäischen Gemeinschaft — Kom-
mission und Europäisches Parlament — das Heft in die Hand nehmen, der sah
sich getäuscht. Man griff auf das klassische Instrument traditioneller Diploma-
tie zurück — die bilateralen Verhandlungen. Immerhin schaffte man es damit
im Laufe des Jahres 1984, europapolitische Fortschritte zu unternehmen, die
der Gemeinschaft zumindest eine Atempause verschaffen können. Daneben
gab es neue Aufträge an neue Reforminstanzen und Ankündigungen neuer, be-
deutender Fortschritte. Die Zukunft wird weisen, was man davon zu halten
hat.

Korrektur der Agrarpolitik

Eine Atempause verschaffte sich die Europäische Gemeinschaft auf dem Sek-
tor der Agrarpolitik3. Die dramatische Spirale explodierender Agrarkosten
wurde zumindest deutlich verlangsamt. Man hat einen ersten Schritt vollzogen;
man hat zeitlichen Spielraum gewonnen; aber die Grundsatzprobleme sind da-
mit nicht gelöst4. Die spezifischen Schwierigkeiten der EG-Agrarpolitik — Pro-
duktion von Überschüssen als Folge staatlich festgesetzter Mindestpreise und
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unbeschränkter Absatzgarantien bei Schlüsselprodukten, hohe Kosten der In-
terventionen und Subventionen, Protektionismus gegenüber Importen aus
Drittländern — drohten zum finanziellen Kollaps der Gemeinschaft zu führen.
Die Agrarmarktordnungen setzten eine Politik fort, die die Einzelstaaten schon
vor 1958 praktizierten: Aufhebung des Marktes als Steuerungsmittel, staatliche
Preisfestsetzung und Absatzgarantien, um die eigene Landwirtschaft zu erhal-
ten. Das Jahr 1984 brach mit dieser Spirale dramatischer Kostenexplosion auf
dem Agrarsektor; es machte — wenn auch nur vorsichtig und sektoral begrenzt
— ein Ende mit dem Gedanken der unbegrenzten Absatzgarantie.

Nach Vorvereinbarungen der Agrarminister in bezug auf die Überproduk-
tion bei Milch, Getreide sowie dem Abbau der Währungsausgleichsbeträge hat
der Gipfel von Fontainebleau (25726. 6. 1984) unter Hinzufügung von Ausnah-
meregelungen für Irland das Paket fixiert, damit also vor allem eine Beschrän-
kung der Garantiemengen für Milch — dem Problemsektor Nr. 1 des Agrar-
marktes — bestätigt5. Damit sollte die teuere Überschußproduktion wenigstens
gedrosselt werden. Die Kosten der Milchüberproduktion drohte ja die Euro-
päische Gemeinschaft in den finanziellen Abgrund zu treiben.

Der Beschluß zur Kontingentierung von Milch muß also als ein Schritt in kri-
senhaft zugespitzter Lage, nicht als durchgreifende, umfassende Strukturre-
form gesehen werden. Schon auf den ersten Blick sind Schönheitsfehler nicht
zu übersehen: Die festgelegte Quote liegt über der 1981 erzeugten Milchmen-
ge, bedeutet also nach wie vor eine Überproduktion. Zudem wurden die Ein-
sparungen auf europäischer Ebene mit nationalen Ausgleichszahlungen an die
Landwirte kompensiert.

Zu ähnlich strukturierten Maßnahmen hat die Gemeinschaft dann auch für
die weiteren Problemsektoren gegriffen — wiewohl einzelne Mitgliedstaaten
(Italien, Griechenland) den Gipfelbeschluß (Dublin, Dezember 1984) anschlie-
ßend einseitig aufkündigten. Weitere Kontigentierungen sind jedoch im Ge-
spräch.

Ganz offenkundig bemüht sich die Gemeinschaft, die Krise des Agrarmark-
tes durch diesen Schritt der Fixierung von Produktionsquoten zu meistern.
Zweifel an den Erfolgschancen sind jedoch erlaubt. Der Agramarkt schleppt
seine gravierenden Schwächen und ungelösten Probleme weiter mit sich. Lang-
fristige Lösungen der europäischen Agrarprobleme müssen von der Erkenntnis
ausgehen, daß sich die Voraussetzungen der EG-Agrarpolitik nach Überschrei-
ten des Selbstversorgungsgrades grundlegend verändert haben. Bisher konnten
alle Mitgliedstaaten versucht sein, durch Erhöhung der Agrarpreise oder der
Subventionen eigene Vorteile herauszuholen. Der gefüllte EG-Haushalt wurde
ein Stück weit zum Selbstbedienungsladen für Findige. Der Haushalt ist inzwi-
schen an seine Grenze gestoßen, aber die grundsätzliche Mentalität zur Agrar-
produktion hat sich nicht an diese neuen Gegebenheiten angepaßt. Die grüne
Zeitbombe tickt also weiter.
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Finanzierungsfragen

Das Gipfeltreffen von Fontainebleau war zu einem Erfolg geworden — hatte al-
lerdings nur Oberflächenkorrekturen vorgenommen, in der Agrarpolitik und
im Finanzsystem. England erhielt Rückzahlungen zugesprochen; die anderen
teilten sich die Lasten. Über den deutschen Wunsch, für deutsche Zahlungen
eine Obergrenze einzuführen, ging man abermals hinweg. Die vor allem von
der Agrarpolitik ruinierte Finanzierung der Gemeinschaft wird ein beherr-
schendes Konfliktthema der Europapolitik bleiben.

Seit 1979 schwelte der Budgetstreit6. Von Anfang an war klar, daß ein erheb-
liches Ungleichgewicht in den Finanztransfers zwischen Großbritannien und
der Gemeinschaft bestand. Ursache dieses Ungleichgewichts sind einerseits die
hohen Importe Großbritanniens aus Drittstaaten und die damit verbundenen
hohen Zollabgaben an die Gemeinschaftskasse, andererseits das relativ niedri-
ge volkswirtschaftliche Gewicht der Landwirtschaft in Großbritannien, wo-
durch die Gemeinschaftsausgaben dort deutlich unter den Leistungen für die
anderen Mitglieder liegen. Schon bei den Beitritts Verhandlungen ist dieses
Strukturproblem angesprochen worden. Es wurde damals zurückgestellt mit
der Zusicherung an Großbritannien, nach Ablauf der Übergangszeit von sieben
Jahren Korrekturen vorzunehmen, falls eine nicht akzeptable Situation einge-
treten sei.

Dies war dann 1979, am Ende der Übergangszeit, durchaus der Fall: Das fi-
nanzielle Ungleichgewicht veranlaßte die englische Regierung, von diesem
Zeitpunkt an die Forderung nach einem Finanzausgleich mit kompromißloser
Hartnäckigkeit zu erheben und zugleich auch zahlreiche andere Aktionsfelder
der Europapolitik in Mitleidenschaft zu ziehen7. Die Gemeinschaft lebte fünf
Jahre unter diesem Joch des ungelösten Haushaltskonflikts, bevor der Europäi-
sche Rat in Fontainebleau diese Konfrontation vorläufig beendete.

Bis dahin hatte man Jahr für Jahr eine Milderung der britischen Haushaltsbe-
lastungen in Form von ad hoc-Regelungen vereinbart. Die in Fontainebleau ge-
fundene Lösung hebt demgegenüber auf eine längerfristige Regelung ab8: Die
Gemeinschaft erstattet Großbritannien künftig alljährlich 66% seiner soge-
nannten Rückflüsse, d. h. der Differenz zwischen seinem Mehrwertsteueranteil
und den Beträgen, die ihm durch die Gemeinschaftspolitiken zufließen. Die
Bundesrepublik Deutschland wird zu den Kosten des britischen Anteils nur
zwei Drittel ihres normalen Anteils beitragen, während sich alle anderen Staa-
ten mit ihrem vollen Anteil beteiligen. Dieses Ausgleichssystem soll erstmals
1985 angewandt werden, also unmittelbar nach der Ratifikation der Erhöhung
der EG-Eigeneinnahmen auf einen Anteil von 1,4% der Mehrwertsteuerbe-
messungsgrundlage, die ab 1. 1. 1986 vollzogen werden soll. Ab 1.1. 1988 ist
die Erhöhung des Anteils auf 1,6% avisiert.

Diese Regelung liegt ganz in der Logik der Agrarmarktkorrektur: den finan-
ziellen Zusammenbruch abwenden, vorsichtige Verschiebungen in der Quanti-
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tat der Belastung vornehmen — ohne eine wirklich langfristig tragfähige Struk-
turreform vorzunehmen. Die Gemeinschaft wird weiter unter Druck Krisen-
management in Sachen Finanzierung betreiben. Schon heute erklärt die EG-
Kommission, daß die Mittel bei weitem nicht ausreichen werden.

Die integrationspolitischen Fragezeichen an der Neuregelung liegen auf der
Hand: Die Gemeinschaft hat sich nicht auf ein neues Finanzsystem verständigt
— j a sie hat nicht einmal den Versuch dazu gemacht —, das künftig solche na-
tionalen Disparitäten verhindern könnte. Stattdessen hat sie den gemein-
schaftswidrigen Gedanken national orientierter Sondermaßnahmen verfolgt.
Stillschweigend wurde dabei der EG-Mehrwertsteueranteil gleichsam wie eine
nationale Beitragszahlung behandelt. Die Finanzierungsregelung steht jedoch
nicht nur unter dem systembedingten Druck; sie ist auch gekoppelt mit der ge-
planten Süderweiterung der Gemeinschaft. Die Verhandlungen mit Spanien
und Portugal erweisen sich als langwieriger als von vielen ursprünglich vermu-
tet: Finanzfragen, Agrarmarkt (insbesondere Oliven, Obst, Wein), Fischerei-
probleme, Übergangsregelungen9. Damit verbunden sind auch wachsende Be-
denken im Blick auf die Effizienz der Entscheidungsprozeduren, die durch die
Erweiterung auf zwölf Mitglieder noch weiter verringert zu werden droht.

Die Verbindung von Erweiterung, Korrektur des Agrarmarktes und Erhö-
hung der EG-Finanzen hat den Bewegungsspielraum der Gemeinschaft in allen
diesen Fragen etwas erweitert — aber nur für begrenzte Zeit.

Direktwahl des Europäischen Parlaments
Unter dem Vorzeichen der Atempause ist auch das Ergebnis der zweiten Di-
rektwahl zum Europäischen Parlament zu sehen. Das Parlament steht im Blick
auf die nächste Wahl in besonderer Weise erneut auf dem Prüf stand.

Zu seiner zweiten Direktwahl konnte das Europäische Parlament eine Ar-
beitsbilanz mit Licht und Schatten vorweisen10:
— Das Europäische Parlament hat in seiner ersten Wahlperiode eine extensive

Ausnutzung vorhandener Rechte betrieben; dies betraf vor allem die Haus-
haltspolitik, das Konzertierungsverfahren und eine engagierte Kontrolltätig-
keit.

— Das Europäische Parlament versuchte, durch Etablierung politischer Ge-
wohnheitsrechte eine Praxis zu betreiben, die die wirkliche rechtliche Lage
präjudizieren sollte; so führte es Abstimmungen zu Verträgen durch, ohne
Ratifikationskompetenzen zu besitzen; so sprach es der Kommission das
Vertäuen aus, ohne über das Recht der Investitur der Kommission zu verfü-
gen.

— In wichtigen Bereichen bezog das Parlament markante politische Positio-
nen, so in der Haushalts-, der Regional- und Sozial-, der Entwicklungspoli-
tik11.

— Das Europäische Parlament legte seine große politische Perspektive dar:
den Entwurf zur Gründung der Europäischen Union12.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 17



DIE BILANZ

Hier ist ein Parlament ohne historisches Vorbild in kurzer Zeit voll arbeitsfähig
geworden. Dennoch bleibt auch Kritisches zur Bilanz des Parlaments in seiner
ersten Wahlperiode festzuhalten:
— Es hat versäumt, in seiner Arbeit klare Prioritäten zu setzen und sich damit

ein deutliches, begreifbares Profil zu schaffen.
— Eine wirksame Kompetenzerweiterung hat sich das Europäische Parlament

in seiner ersten Wahlperiode nicht erkämpft.
— Sein zentrales Dokument, der Vertragsentwurf, ist zu unüberschaubar, zu

sperrig geraten, und die Parlamentarier haben dieses Projekt eher lustlos
befürwortet13.

— Das Verhältnis des Europäischen Parlaments zur Öffentlichkeit ist kümmer-
lich geblieben.

Vor diesem Hintergrund konnte es nicht überraschen, daß das Interesse der
Bürger an der zweiten Direktwahl unter der Marge blieb, die fünf Jahre vorher
erreicht worden war14. Auch spektakuläre Aktionen, wie die markante Rede
des französischen Staatspräsidenten Mitterand im Mai 1984 vor dem Europäi-
schen Parlament15 oder die überraschende Vereinbarung zwischen Kohl und
Mitterand zur Abschaffung der Grenzkontrollen16, konnten keine Wende her-
beiführen17. Der Wahlkampf hat eigentlich zu keinem Zeitpunkt — sieht man
einmal von Dänemark und Griechenland ab — wirkliche europäische und euro-
papolitische Dynamik angenommen. Die nationalen Themen dominierten. Im
Vordergrund stand das Gefühl, an einer nationalen Testwahl mitzuwirken.
Wahlkampf und Wahl wurden so zu einer Bekundung des Mißvergnügens der
Europäer.

Das Europäische Parlament hat nun im Blick auf die nächste Wahl die Gele-
genheit, seine Lernfähigkeit nachzuweisen. Erste positive Anzeichen können
festgehalten werden: Eine noch profiliertere Haushaltspolitik, die in der Ab-
lehnung des Haushalts 1985 gipfelte; die Ablehnung der Entlastung der Kom-
mission für das Haushaltsjahr 1982; die Abstimmung zur Investitur der neuen
Kommission unter Jacques Delors. Das Bedürfnis, ein stärkeres politisches
Selbstbewußtsein zu demonstrieren, ist offenkundig.

AUFTRÄGE

Der Europäische Rat hat sich auf seiner Sitzung in Fontainebleau im Juni 1984
nicht nur auf das Finanzpaket im Sinne eines Krisenmanagements geeinigt, er
hat auch zwei neue Reform-Kommissionen — ,Das Europa der Bürger', ,Ad
hoc-Ausschuß für institutionelle Fragen' — installiert18.

Europa der Bürger

Die Kompliziertheit des europäischen Integrationsprozesses erschwert den Zu-
gang zu Europa. Komplizierte Fachterminologien, vielfältig verästelte Institu-
tionen, distanzierte Entscheidungsfindungen — dies alles sind Teilbegründun-
gen für den großen Abstand zwischen Bürger und Europäischer Gemeinschaft.
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Komplizierte politische Systeme vermitteln vieles an Informationen, an Ab-
sichten und Einsichten mit Hilfe von Symbolen, nicht zuletzt auf dem Umweg
der Personalisierung. Sieht man von Negativ-Symbolen wie der Lebensmittel-
vernichtung oder der spektakulären Aktion der Brenner-Blockade Anfang
1984 einmal ab, so verfügt die Gemeinschaft nicht über Symbole, die Europa
unmittelbar begreifbar und anschaulich erfaßbar machen19. Zwangsläufig wer-
den Loyalitäts-, Identifikations- und Repräsentationsprobleme unvermeidbar.

Die Europäische Gemeinschaft scheint den elementaren Wert politischer
Symbole für die Existenzfähigkeit moderner Gesellschaften erkannt zu haben.
Der Europäische Rat erteilte in Fontainebleau dazu folgendes Mandat20: „Der
Europäische Rat hält es für unerläßlich, daß die Gemeinschaft die Erwartun-
gen der Völker Europas erfüllt, indem sie Maßnahmen trifft, durch die ihre
Identität gegenüber den europäischen Bürgern und der Welt gestärkt und ge-
fördert wird und durch die sie an Prestige gewinnt.

Es wird ein ad hoc-Ausschuß eingesetzt, der diese Maßnahmen vorbereitet
und koordiniert. Er wird sich aus Vertretern der Staats- und Regierungschefs
der Mitgliedstaaten zusammensetzen. Der Europäische Rat begrüßt die grund-
sätzliche Einigung, die über die Einführung des europäischen Passes erzielt
wurde, und ersucht den Rat, die erforderlichen Beschlüsse zu fassen, damit die-
ser Paß den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten spätestens am 1. Januar
1985 tatsächlich zur Verfügung steht.

Er ersucht den Rat und die Mitgliedstaaten, sehr rasch die Maßnahmen zu
prüfen, durch die innerhalb kurzer Zeit, auf jeden Fall aber vor Ende des er-
sten Halbjahres 1985 erreicht werden kann, daß
— ein Einheitsdokument für den Warenverkehr eingeführt wird;
— alle Polizei- und Zollformalitäten an den innergemeinschaftlichen Grenzen

im Personenverkehr entfallen;
— ein allgemeines System für die Gleichwertigkeit der Hochschuldiplome ge-

schaffen wird, um dem Recht auf freie Niederlassung innerhalb der Gemein-
schaft effektive Geltung zu verleihen.

Der Ausschuß wird unter anderem die folgenden Anregungen prüfen:
— Einführung von Symbolen für die Existenz der Gemeinschaft, insbesondere

einer Fahne und einer Hymne;
— Bildung von Europamannschaften im Sport;
— Trivialisierung der Grenzübergänge;
— Prägung einer europäischen Münze, nämlich der ECU.

Der Europäische Rat wünscht ferner, daß die Mitgliedstaaten durch entspre-
chende Initiativen die Jugend dazu anregen, an den Maßnahmen der Gemein-
schaft außerhalb ihrer Grenzen teilzunehmen und insbesondere die Einsetzung
nationaler Ausschüsse von europäischen Entwicklungshelfern unterstützen, de-
nen junge Europäer angehören, die an Entwicklungsvorhaben in der Dritten
Welt mitarbeiten wollen.
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Der ad hoc-Ausschuß wird sich ferner mit folgenden Themen befassen:
— Rauschgiftbekämpfung,
— Partnerschaft zwischen Schulklassen.
Die Kommission wird im Rahmen ihrer Befugnisse zu den Arbeiten des ad hoc-
Ausschusses beitragen."

Der Ausschuß hat 13 Berichte zur Vorbereitung seines Gesamtberichts in
Auftrag gegeben und damit seine Arbeit thematisch auf folgende Felder kon-
zentriert21: Freier Personenverkehr für die Bürger der Gemeinschaft, freier
Warenverkehr und Freiheit der Verkehrsdienstleistungen, Vereinfachung der
Formalitäten, Erweiterung des Rechts auf Beschäftigung und Aufenthalt ein-
schließlich Niederlassungsrecht, Schutz der Bürger im Bereich der sozialen Si-
cherheit und der Gesundheit, politische Rechte der Bürger, gemeinsame Do-
kumente wie Europa-Paß und -Führerschein, Jugendaustausch, Anerkennung
der Diplome, Sprachausbildung, Koproduktion von Film- und Fernsehpro-
grammen, Information über Europa und Städtepartnerschaften, Sport, symbo-
lische Maßnahmen wie Fahne, Hymne, Briefmarken und Münzen.

Institutionelle Reform Überlegungen

Nachdem die institutionelle Krise der Gemeinschaft über Jahre zum Dauerthe-
ma geworden war und mit der feierlichen Deklaration zur Europäischen Union
(Juni 1983), dem Vertragsentwurf des Europäischen Parlaments zur Gründung
der Europäischen Union vom 14. 2. 1984 sowie dem französischen und dem
englischen Memorandum zur Zukunft Europas etliche Reformanstöße zu Pa-
pier gebracht waren, sah der Europäische Rat in Fontainebleau offenbar den
richtigen Zeitpunkt für gekommen, seinerseits präzisere Umrisse einer Euro-
päischen Union zu fixieren. Er beauftragte dazu einen ad hoc-Ausschuß für in-
stitutionelle Fragen, um dessen personelle Zusammensetzung es allerdings zu
Meinungsverschiedenheiten kam, die das politische Gewicht des Ausschusses
nicht eben förderten.

Das Mandat des Ausschusses lautet22: „Der Europäische Rat hat die Einset-
zung eines ad hoc-Ausschusses aus persönlichen Vertretern der Staats- und Re-
gierungschefs nach dem Vorbild des ,Spaak-Ausschusses' beschlossen.

Dieser Ausschuß ist beauftragt, Vorschläge zum besseren Funktionieren der
europäischen Zusammenarbeit im Gemeinschaftsbereich wie auch im Bereich
der Politischen Zusammenarbeit und in anderen Bereichen zu unterbreiten.

Der Präsident des Europäischen Rates wird alle zur Durchführung dieses Be-
schlusses erforderlichen Vorkehrungen treffen".

Der Ausschuß hat bereits für die Gipfelkonferenz in Dublin am 3./4. Dezem-
ber 1984 einen interessanten Zwischenbericht vorgelegt23, zu dem folgende
Punkte besonders hervorgehoben werden müssen:
— Auf institutionellem Gebiet soll dem Europäischen Parlament im Gesetzge-

bungsverfahren ein echtes Mitentscheidungsrecht eingeräumt werden. Das
Abstimmungsverfahren des Rates soll dahingehend geändert werden, daß
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generell qualifizierte Mehrheitsabstimmungen vorgenommen werden. Nur
bei neuen politischen Vorhaben und bei der Erweiterung der Gemeinschaft
soll noch Einstimmigkeit gelten. Als Gegengewicht zur generellen Mehr-
heitsabstimmung ist für eine gewisse Übergangszeit vorgesehen, daß ein vi-
tales, sorgfältig begründetes nationales Interesse angewandt werden kann.
Rat und Kommission sollen festlegen, ob ein solches vitales Interesse gel-
tend zu machen ist.

— Im Bereich der Außenpolitik wird eine engere Verbindung zwischen den
Außenbeziehungen der Europäischen Gemeinschaft und der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit gefordert. Die EPZ soll durch die Einrichtung
eines Sekretariats gestärkt werden.

— Der Zwischenbericht fordert die Schaffung eines echten Binnenmarktes und
den Ausbau des Europäischen Währungssystems.

— Der Bericht weist auffällig viele Vorbehalte in den Fußnoten auf, so daß
er eigentlich in einen Mehrheitsbericht mit Minderheitenpositionen zer-
fällt.

Rudolf Hrbek würdigt den Zwischenbericht als ein bemerkenswertes Doku-
ment: „Er zeigt nämlich in wünschenswerter Klarheit, was derzeit - und wohl
auf absehbare Zeit — innerhalb der Zehnergemeinschaft hinsichtlich ihrer Wei-
terentwicklung möglich ist. Die sechs Gründerstaaten scheinen diesmal, im Un-
terschied zur Zeit der Vorlage des Tindemans-Berichts, alle bereit, eine Euro-
päische Union auf vertraglicher Grundlage zu errichten und in verbindliche
Verhandlungen über konkrete Merkmale — Politiken und Entscheidungssy-
stem — der neuen Konstruktion, die gegenüber der jetzigen Zehnergemein-
schaft ein Mehr an Integrationssubstanz aufweisen würde, einzutreten".24

ANKÜNDIGUNGEN
Die Europapolitik leidet nicht unter einem Defizit an Ideen; sie leidet vielmehr
an einem Realisierungsdefizit. Vor diesem Hintergrund fällt es seit geraumer
Zeit relativ schwer, eine gewisse integrationspolitische Originalität zu vermit-
teln. In der jahrzehntelangen Reformdisskussion der Europäischen Gemein-
schaft ist das Terrain intelektuell einigermaßen abgegriffen. Das inflatorische
Ansteigen der Zahl der Reformberichte signalisiert eher Handlungsunsicher-
heiten; im Rückblick erscheint dies alles als eine ,Geschichte der verpaßten
Chancen', die ein realistisches Raster auch für künftige Spielräume vermittelt.

Prämissen eines Aufbruchs
Jede Überlegung zu einem neuen europapolitischen Aufbruch, der vielfältig
angekündigt ist, muß fünf Prämissen berücksichtigen:
1. Man muß das europapolitische Kalkül an den wirklich vorhandenen Macht-

potentialen festmachen25. Das europäische Pathos löst sich schnell auf,
wenn das machtpolitische Deklinieren begonnen hat. Damit sind als Träger
der Reform jene Regierungen bzw. Regierungschefs ausgemacht, die mit
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der europäischen Integration mehr verbinden als ökonomische Gesichts-
punkte und mehr verbinden als eine eher technische Einrichtung.

2. Die gegenwärtigen politischen Konstellationen legen ein konzertiertes
deutsch-französisches Vorgehen nah. Ein solcher entschlossener Führungs-
impuls würde manchen Vorschlag, der heute unter den zehn Mitgliedstaaten
der Europäischen Gemeinschaft keinesfalls durchsetzbar erschiene, dann als
realisierbar darstellen lassen. Die europapolitischen Erfahrungen zeigen,
daß potente Führung entsprechende Sogwirkung auf ursprünglich Abseits-
stehende ausübt. In den Katalog institutioneller Verschiebungen, bei denen
nicht deutlich auszumachen ist, ob sie unter die Rubrik ,Fortenwicklung'
oder ,Alternativen' einzuordnen sind, gehören alle klassischen Forderungen
zur Reform des institutionellen Gefüges (vertragskonformer Vollzug der
Entscheidungsprozeduren im Ministerrat, Ausbau der Kompetenzen des
Europäischen Parlaments, Steigerung des politischen Gewichts der Kom-
mission durch Veränderung ihrer Legitimationsgrundlage und ihrer Rekru-
tierung). Ähnliches ließe sich auch zu den Punkten sagen, die sich als Kon-
sens aus den verschiedenen Reformpapieren — aus der sogenannten Spaak-
Kommission, den Texten aus englischer und französischer Feder, der An-
trittsrede des neuen EG-Kommissionspräsidenten Delors im Europäischen
Parlament - ablesen lassen. Mit diesem Konsens ist gemeint das Bekenntnis
zum Ausbau des Binnenmarktes, der Wunsch nach Fortentwicklung des Eu-
ropäischen Währungssystems, der Ausbau der Europäischen Politischen
Zusammenarbeit mit der Schaffung eines Sekretariats, der Ausbau der
WEU. Die Realisierungschancen dieser einzelnen Punkte sind wohl unter-
schiedlich einzuschätzen. Die Europapolitik dieser herkömmlichen Art ist
allerdings an strukturell bedingte Handlungsgrenzen geraten. Aber selbst im
positiven Falle einer Realisierung all dieser Punkte ist zu bezweifeln, ob die
Europäische Einigung damit den angekündigten qualitativen Sprung zur
Steigerung ihrer politischen Handlungsfähigkeit vollzieht. Ein solcher
Sprung muß ja mehr bedeuten, als nur den bereits vorfindbaren Konsens
festzuhalten.

Jeder Versuch, mehr zu unternehmen als nur die vorfindbaren Positionen
auszuloten und den angenommenen Konsens als Reformvorschlag zu prä-
sentieren, setzt sich leicht dem Vorwurf aus, unrealistisch zu sein. Es ist dar-
an zu erinnern, daß alle entscheidenden europapolitischen Erfolge zunächst
als originelle Idee begannen, zunächst als angeblich realitätsfernes Konzept
einiger weniger Idealisten beargwöhnt wurden. Das, was unter dem Reali-
sierungsprinzip zu subsumieren ist, ändert sich augenblicklich, wenn potente
Führungsbereitschaft erkennbar wird und eine natürliche Sogwirkung auf
die Politik der Partner entwickelt. So war es immer in der Geschichte der
Europäischen Integration - und so könnte es auch in Zukunft der Fall sein.

3. Die Wahrung des heute gegebenen integrationspolitischen Bestandes darf
nicht gefährdet werden. Die Erhebung des Gedankens der abgestuften Inte-
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gration zum Handlungsprinzip innerhalb des Kernbereiches der Römischen
Verträge würde sich auf kurz oder lang zum Sprengsatz der Gemeinschaft
entwickeln. Von der Abstufung würde eine immense negative Sogwirkung
ausgehen. Dieses harte Urteil gilt jedoch nicht für Abstufungen in periphe-
ren Sektoren oder bei Vertragsergänzungen26.

4. Die Geschichte der Europäischen Integration ist gekennzeichnet von der
Tradition einer flexiblen Organisationsvielfalt. Man hat nicht eine einmal
bestehende Organisation permanent korrigiert, sondern man hat weitere In-
stitutionen mehr oder weniger dicht daneben gestellt. So geschah es nach
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl zunächst
mit dem gescheiterten Versuch der Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft und der Europäischen Politischen Gemeinschaft, dann mit den erfolg-
reichen Gründungen von EWG und Euratom. Ähnliches war im Rahmen
der Fouchet-Verhandlungen geplant; und entsprechendes geschah dann mit
dem Europäischen Währungssystem und der Europäischen Politischen Zu-
sammenarbeit. Bei dem historischen Rückblick wird auch deutlich, daß es
als zweitrangig erscheint, wie groß der Kreis der Ideenproduzenten oder
Plan-Architekten zunächst einmal ist.

5. Jeder neue Ansatz der Europapolitik muß die heute bestehenden strukturel-
len Defekte der Europäischen Gemeinschaft zu vermeiden suchen. Dies be-
trifft insbesondere die drei Mängelanzeigen, die die Handlungsfähigkeit der
Gemeinschaft erheblich beeinträchtigen:
— Es fehlt der Gemeinschaft an einem effizienten politischen Führungsin-

strument.
— Es fehlt ihr an einem angemessenen parlamentarischen Unterfutter, das

bei markanten Eingriffen — etwa in den Arbeitsmarkt — die sofort auf-
tauchenden Legitimationszweifel der Europapolitik beseitigen könnte.

— Es fehlt der Gemeinschaft zudem an einer unmittelbar begreifbaren
Symbolik, die die Loyalität seitens der Bürger fördern könnte und ohne
die kein kompliziertes politisches System auf Dauer existenzfähig ist.

Die Summe aus diesen fünf Prämissen führt zu einer logischen Konsequenz für
den angekündigten Reformschritt in der Europapolitik: eine deutsch-französi-
sche Initiative zur Gründung der Europäischen Union in Ergänzung zu den be-
stehenden europäischen Organisationen, wobei die übrigen EG-Mitglieder zu
dieser Europäischen Union eingeladen werden sollten. Realistischerweise ist
allerdings davon auszugehen, daß die Europäische Union deutlich weniger als
zehn Mitglieder umfaßt, zumindest aber die beiden Staaten Frankreich und die
Bundesrepublik Deutschland.

Die ,Bundesrepublik Europa'
Erfolgversprechend kann ein solcher Plan jedoch nur sein, wenn er sich nicht
an ein Sammelsurium augenblicklich populärer Detail-Auf gaben bindet, wenn
er sich auf einige wenige, einfache, unmittelbar plausible Konstruktionsele-
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mente stützt und sich zugleich von all den lähmenden Einzelmaterien so weit
wie möglich freihält. Nicht zuletzt im Blick auf die notwendige öffentliche Un-
terstützung kommt es darauf an, ein unmittelbar einsichtiges Konstruktions-
prinzip für die Europäische Union zu wählen.

Dieses Konstruktionsprinzip hält die klassische Staatszwecklehre bereit: Der
Staat soll den Frieden nach Innen und nach Außen sichern.

Da sich ja bisher souveräne Staaten zu einem neuen Staatengebilde einer Eu-
ropäischen Union zusammenschließen würden, so wäre die Organisationsweise
zwangsläufig föderalistischer Natur. Die Europäische Union - oder anders
ausgedrückt: die Bundesrepublik Europa - würde also zunächst lediglich mit
Aufgaben und Kompetenzen ausgestattet, die der Friedenssicherung nach In-
nen und Außen zuzuordnen sind.

Ein solcher Vorschlag entspringt nicht einer Augenblicksstimmung, sondern
er zieht sich wie ein roter Faden durch die geistige Tradition der Europa-Idee
und wurde international bereits mindestens einmal ernsthaft erörtert, nämlich
im Umfeld des deutsch-französischen Freundschaftsvertrages. Ähnliches wird
auch angesprochen im Artikel 2 des Fouchet-Plans I. Die Zeit erschien poli-
tisch nie reif für einen solchen Schritt. Vor dem Hintergrund der Ankündigung
eines qualitativen Sprungs in der Europapolitik erscheint er heute jedoch als
naheliegende Realisierung der bisherigen programmatischen Erklärungen von
deutscher und französischer Seite. Die Umrisse dieser Europäischen Union/
Bundesrepublik Europa können in vier Punkten festgehalten werden:
1. Materiell würde die Europäische Union umfassen:

— die bisherigen Materien der EPZ,
— sicherheitspolitische Kompetenzen, wobei zu prüfen wäre27, ob die sicher-

heitspolitische Ausstattung sich auf politischprogrammatische Fragen
beschränkt oder auch organisatorische Elemente umfaßt — angefangen
von den heute mit der WEU verfolgten Perspektiven, über sicherheits-
technologische Kooperation, die Schaffung einer Rüstungsagentur, die
Einrichtung einer europäischen Gruppe vergleichbar der Nuklearen Pla-
nungsgruppe der Nato, bis hin zu einer engen Organisationsverzahnung
mit der Nato, so wie es beispielsweise im EVG-Vertrag vorgesehen war,

— im Blick auf die Friedenssicherung nach Innen würde die Europäische
Union die Aufhebung der Grenzen bedeuten, verbunden mit der Über-
tragung der dort bisher wahrgenommenen Aufgaben auf Institutionen
der Europäischen Union.

2. Die Europäische Union regelt den Erwerb und den Verlust der Europäi-
schen Staatsbürgerschaft. Diese tritt als doppelte Staatsangehörigkeit neben
die jeweils nationale Staatsbürgerschaft. Mit einer solchen Staatsbürger-
schaft sind bestimmte Rechte und Pflichten verbunden, z.B. das aktive und
passive Wahlrecht, das Recht auf Zugang zu öffentlichen Bildungseinrich-
tungen, das Verbot der Diskriminierung, das Gebot des gleichen Zugangs
zu jedem öffentlichen Amt.
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3. Die Entscheidungsprozeduren müßten all jene Defekte sorgfältig vermei-
den, die zur beschränkten Effizienz der Europäischen Gemeinschaft heute
beitragen (also die fehlende Führungsinstanz, der fehlende parlamentari-
sche Unterbau, die fehlende europäische Symbolik).
Die Erfahrung mit der EG-Kommission zeigt, daß auf Dauer eine Institu-
tion keine Führungskraft entwickeln kann, wenn sie aus dem Gefüge der re-
al vorhandenen Machtpotentiale abgesondert ist. Die Führungsinstanz der
Europäischen Union muß daher die Versammlung der Staats- und Regie-
rungschefs sein — also ein Gremium, das dem Europäischen Rat nachemp-
funden wird. Dieser ,Europäische Rat' wählt mit qualifizierter Mehrheit den
Europäischen Präsidenten. Damit würde ein zentraler Mangel der Europa-
symbolik — die fehlende Personalisierung — angegangen. Im ,Europäischen
Rat' übernimmt jedes Mitglied die Verantwortung für ein europäisches Res-
sort. Den administrativen Unterbau bildet ein Sekretariat. Der Europäische
Präsident leitet die Sitzungen des Europäischen Rates, vertritt die Europäi-
sche Union nach Außen und akkreditiert die Botschafter aus Drittstaaten
bei der Europäischen Union.
Entscheidende europapolitische Fortschritte erscheinen nur möglich, wenn
in dieser Form die eigentlichen politischen Machtträger — nämlich die Re-
gierungschefs — in die europäische Verantwortung genommen werden,
wenn sie damit ein eigenes, vitales Risiko in Sachen Europa übernehmen
und wenn dies unmittelbar begreifbar — nämlich in symbolischer Form der
Personalisierung — übersetzt wird.

4. Zur konkreten Organisation der Entscheidungsprozeduren erscheint es
sinnvoll, historische Analogien heranzuziehen. Das institutionelle Grund-
problem lautet ja, wie sich souveräne Staaten zu einem neuen Staat zusam-
menschließen können, ohne befürchten zu müssen, von diesem neuen Staat
gänzlich aufgesaugt zu werden. Es muß also sichergestellt sein, daß die
Gründungsstaaten nicht über den ursprünglichen Rahmen hinaus ihrer Sou-
veränitätsrechte verlustig gehen.
Die historische Analogie zu diesem historischen Vorgang unserer Tage liegt —
bei aller Unterschiedlichkeit der politischen Umstände — in der Bildung des
Norddeutschen Bundes mit seiner Verfassung von 1867 und in der Schaffung
des Deutschen Reiches von 1871. Die Reichsverfassung von 1871 war ein Ver-
trag, der zwischen souveränen Staaten geschlossen wurde und der deren Staat-
lichkeit nicht infrage stellte28. Die Gesetzgebung wurde von zwei Kammern
ausgeübt: dem Reichstag mit direkt gewählten Abgeordneten als dem unitari-
schen Element und dem Bundesrat mit den Bevollmächtigten der Mitglied-
staaten als dem föderalistischen Element, wobei die Zahl der Bevollmächtig-
ten je nach Größe des Landes gewichtet wurde. Für die Verabschiedung von
Gesetzen war die Mehrheit beider Kammern notwendig. Verfassungsände-
rungen waren nur mit Zustimmung der betroffenen Staaten möglich. Einzel-
nen Staaten wurden sogenannte Reservatrechte zugestanden.
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Die Analogie zur Staatsverfassung einer Europäischen Union/Bundesrepu-
blik Europa liegt auf der Hand:
— Souveräne Staaten schließen sich per Vertrag zu einem Bund zusammen.
— Die Gesetzgebung vollzieht sich in einem Zwei-Kammer-System: dem

Europäischen Parlament, bestehend aus jenen direkt gewählten Abge-
ordneten des Straßburger Parlaments, deren Herkunftsstaaten Mitglie-
der der Europäischen Union sind; dem Bundesrat, zusammengesetzt aus
Vertretern der Mitgliedstaaten, entweder der Regierung oder der natio-
nalen Parlamente.

— Verfassungsänderungen sind nur möglich, wenn alle betroffenen Mit-
gliedstaaten zustimmen.

— Die Verfassung verzichtet — so wie dies 1871 der Fall war — auf alle dok-
trinären Erörterungen von Souveränität und Staatsgewalt und be-
schränkt sich auf organisatorische Bestimmungen.

— Alle Aufgaben und Kompetenzen, die nicht ausdrücklich in der Verfas-
sung anders geregelt werden, verbleiben bei den Mitgliedstaaten.

— Zu den Aufgaben des Bundes gehören nur einige ganz wenige Themen,
bei denen von vornherein klar ist, daß der einzelne Staat damit längst
überfordert wird.

Kurz zusammengefaßt: Die Logik der bisherigen Integrationsorganisationen
läßt sich nicht beliebig verlängern. Es erscheint sinnvoll — ganz in der Tradition
der Europapolitik — einen ergänzenden Vertrag zu schließen, der die Aufga-
ben und Reformnotwendigkeiten der Europäischen Gemeinschaft nicht tan-
giert. Dieser neue Vertrag muß einer einfachen, stringenten Idee entspringen
und zugleich einer einfachen Systematik folgen. Zweitrangig erscheint, wievie-
le Mitglieder diese neue Organisation, die Bundesrepublik Europa, zählt. Die
Zuordnung zu den bestehenden europäischen Institutionen wäre so zu regeln,
wie dies bei jeder Neubegründung bisher geschehen ist: Wo immer möglich,
sollten die Organe fusionieren, wo immer möglich sollten zumindest Teil-Iden-
titäten hergestellt werden — was sich z.B. beim Europäischen Parlament und
beim Europäischen Rat anbietet. So könnten aufwendige Neu-Organisationen
vermieden werden.

Bei allem begründeten Skeptizismus zur Europäischen Integration, bei aller
zermürbenden Krisenreflexion der zurückliegenden Jahre mag ein solcher Vor-
schlag zur Umsetzung der bisherigen Reformankündigungen andeuten, daß die
Hoffnung auf europapolitische Originalität noch nicht total verblichen ist; ganz
im Sinne jenes europapolitischen Merksatzes von Jean Monnet: „Solange man
es nicht versucht hat, kann man nicht sagen, eine Sache sei unmöglich."29
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1 Vgl. Bulletin des Presse- und Informations- Werner Weidenfeld/Wolf gang Wessels
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